
Bundessozialgericht

9a RV 11/82 Im Namen des Volkes

Urteil

in dem Rechtssheü

..occu...coucooouuucuotuoo......o-o...nco..oocotooocov

Kläger und Revisionsbeklagter,

Prozeßbevollmächtigte:
................................

g e g e n

‚O......ouobnl..l........!!OOIODOODQOUII......OQODOOI.

Beklagter und Revisionskläger.

Das Bundessozialgericht, 9a Senat, hat ohne mündliche Ver—

handlung am 20. April 1983

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des

Hessischen Landessozialgerichts vom 16. Februar 1982

aufgehoben.

Der Rechtsstreit wird zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das Landessozialgericht zurückverwiesen.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


G r ü n d e

Der Kläger begehrt zusätzlich Versorgung wegen eines Nierenlei-

dens für die Zeit vor Dezember 1971. Anfangs bezog er wegen an-

derer Gesundheitsstörungen, die nach dem Bundesversorgungsgesetz

(BVG) anerkannt worden sind, Beschädigtenrente entsprechend einer

Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) um 30 vH (Bescheid vom

9. Juli 1951). Auf einen Antrag von November 1956 wurde ihm

Rente entsprechend einer MdB um 50 vH unter Anerkennung eines

Leberleidens zugesprochen (Bescheid vom 5. Februar 1959). Der

Verlust der linken Niere, der bereits 1957 eingetreten war, blieb

unberücksichtigt. Auf einen weiteren Antrag vom Februar 196“

setzte der Beklagte wegen einer Verschlimmerung des Leberleidens

die schädigungsbedingte MdE auf 60 vH fest (Bescheid vom

16. Juni 196“, Widerspruchsbescheid vom 28. September 196”).

Während des anschließenden Rechtsstreits anerkannte die Verwal-

tung einen Rentenanspruch entsprechend einer MdE um 80 vH ab

1. Februar 196H (Ausführungsbescheid vom 7. Juni 1966). Das

Nierenleiden blieb in den Entscheidungen wiederum unerwähnt.

Ein Antrag vom 2. Dezember 1971, Versorgung wegen des Nieren-

schadens zu gewähren, wurde abgelehnt (Bescheid vom 31. Oktober

1972, Widerspruchsbescheid vom 2”. Oktober 1975, Urteil des

Sozialgerichts -SG- vom 4. Dezember 1975). Während des an-

schließenden Berufungsverfahrens (L — U/V — 16/76) gewährte der

Beklagte dem Kläger durch einen auf % 62 BVG gestützten Bescheid

vom U. April 1979 Versorgung entsprechend einer MdE um 100 vH
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mit Schwerstbeschädigtenzulage der Stufe IV wegen verschiedener

Schädigungsfolgen, ua wegen des Verlustes der linken Niere und

wegen Nierensteinbildung in der rechten Restniere, ab 1. Dezem-

ber 1971. Diese Entscheidung beruht auf dem Gutachten von Prof.

Dr. W.
, wonach beim Kläger seit 1950 eine Sarcoidose als

Grundleiden besteht. Mit Schreiben vom 5. Juli 1979 erklärte der

Kläger, er nehme die Berufung zurück. Gegenüber dem Versor-

gungsamt beantragte er mit Schreiben vom 9. Juli 1979, durch

Zugunstenbescheid die höhere Rente um weitere vier Jahre zurück

zuzuerkennen, weil die nunmehr anerkannten Gesundheitsstörungen

schon vor Dezember 1971 bestanden hätten. Der Beklagte lehnte

diesen Antrag ab (Bescheid vom 31. Juli 1979, Widerspruchsbe-

scheid vom 22. Januar 1980). Das SG hob diese Verwaltungsakte

auf und verurteilte den Beklagten, dem Kläger unter Beachtung der

Rechtsauffassung des Gerichts einen neuen Bescheid zu erteilen

(Urteil vom 20. Mai 1981). Es hielt den Beklagten für

verpflichtet, nach 5 NH Sozialgesetzbuch - Verfahrensrecht -

(SGB X) einen Zugunstenbescheid für die Vergangenheit zu er-

teilen. Das Landessozialgericht (LSG) hat die — vom SG zugelas-

sene — Berufung des Beklagten zurückgewiesen (Urteil vom

16. Februar 1982): In diesem Fall sei nicht nach neuem Recht,

sondern nach 5 NO des Gesetzes über das Verwaltungsverfahren der

Kriegsopferversorgung (KOV-VfG) eine neue Ermessensentscheidung

über die Rückwirkung geboten. Es könne dahingestellt bleiben, ob

der Kläger im Dezember 1971 einen Zugunstenbescheid nach dieser

Vorschrift oder eine Neufeststellung nach $ 62 BVG beantragt

habe. Jedenfalls seien die ab 1959 erteilten Bescheide,

ungeachtet des Inhaltes der jeweiligen Anträge, die nicht aus-
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drücklich sich auf das Nierenleiden bezogen hätten, deshalb un-

richtig gewesen, weil damals schon der Nierenschaden als Schä—

digungsfolge bestanden habe. Auf den 1971 gestellten Antrag hätte

der Beklagte prüfen müssen, ob dem Zugunstenbescheid Rückwirkung

beizulegen ist. Durch den Antrag vom Juli 1979 habe der Kläger

lediglich an dieses Tätigwerden erinnert.

Der Beklagte rügt mit der —\vom LSG zugelassenen - Revision eine

Verletzung des 5 MMSGB X, des 5 MO KOV—VfGund des 5 60 BVG. Das

LSG hätte die letztgenannte Vorschrift insoweit beachten müssen,

als 1979 zum ersten Mal über den auf das Nierenleiden bezogenen

Antrag entschieden worden sei. Das Begehren vom Dezember 1971 sei

durch die Erledigung des Verfahrens über eine Neufeststellung

"verbraucht" gewesen. Schließlich könne die Verwaltung nicht

mehr verpflichtet werden, nach 5 NO KOV—VfG zu entscheiden, weil

diese Vorschrift mit dem 1. Januar 1981 außer Kraft getreten

sei. Nach neuem Recht komme ein Rechtsanspruch auf Rückwirkung in

Betracht. Dieser bestehe allerdings nicht.

Der Beklagte beantragt,

unter Aufhebung der Urteile des SG

und des LSG die Klage abzuweisen.

Der Kläger beantragt,

die Revision des Beklagten zurückzuweisen.

Die Beteiligten sind mit einer Entscheidung ohne mündliche

Verhandlung einverstanden.
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II

Die Revision des Beklagten hat Erfolg, allerdings aus anderen

Gründen als dem Revisionsvorbringen. Das angefochtene Berufungs—

urteil ist aufzuheben, und der Rechtsstreit ist zur erneuten

Verhandlung und Entscheidung an das LSG zurückzuverweisen.

Nachdem der Beklagte durch den Bescheid vom U. April 1979 das

Nierenleiden des Klägers als Schädigungsfolge im Sinne des BVG

anerkannt und ihm ab 1. Dezember 1971 erweiterte Versorgung

entsprechend einer MdB um 100 vH statt um 80 vH gewährt hat (55 1

und 30 BVG), ist allein streitig, ob diese zusätzliche Leistung

dem Kläger bereits für vier Jahre vor 1971 zusteht. Darüber kann

das Revisionsgericht nicht entscheiden, weil das LSG die

erforderlichen Tatsachen nicht festgestellt hat. Die

entsprechende Sachaufklärung hat es nachzuholen, um die Spruch-

reife herbeizuführen.

Dabei hat das Berufungsgericht von folgender Rechtslage auszu-

gehen (8 170 Abs 5 Sozialgerichtsgesetz -SGG-).

Über den Antrag, den der Kläger im Dezember 1971 wegen seines

Nierenschadens an das Versorgungsamt richtete, wurde durch den

Bescheid vom H. April 1979 nicht erschöpfend entschieden. Dieses

Begehren war auf alle Leistungen gerichtet, die dem Kläger nach

der Sach- und Rechtslage zustanden; dementsprechend hatte die

Verwaltung den rechtserheblichen Sachverhalt in vollem Umfang von
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Amts wegen aufzuklären (5 7 Abs 2 KOV—VfG aF, & 16 Abs 3 SGB I,

5 20 Abs 1 Satz 1 und Abs 2 Sozialgesetzbuch — Verwaltungsver-

fahren -SGB X—vom 18. August 1980 - BGBl I 1469, 2218 -; Ver-

waltungsvorschrift Nr 1 Satz 2 zu 91 BVG; BSG SozR 3100 5 35

Nr 1; 3100 5 89 Nr 2; 3900 8 “0 Nr 12; BSG 8. Dezember 1982

- 9a RV 22/82 —; für die Sozialversicherung: BSGE 36, 120, 121 :

SozR Nr 61 zu 9 182 RVG; für das Arbeitsförderungsgesetz: BSGE

H9, 11“, 115 f : SozR “100 8 100 Nr 5). Der Beklagte hat aber den

Antrag von Dezember 1971 mit der Gewährung zusätzlicher Versor-

gung seit dem Antragsmonat nach der Sachlage nicht erschöpfend

beantwortet und somit nicht erledigt. Prof. Dr. W. , dessen

Gutachten zu dem Bescheid vom “. April 1979 geführt hat, nimmt

eine Sarcoidose, zu der auch die seit 1957 bekannten Gesund-

heitsstörungen im Nierenbereich gehören, als Schädigungsfolge im

Sinne des 5 1 BVG bereits seit den fünfziger Jahren an. Dann

mußte es sich seit der Bekanntgabe dieses Gutachtens als selbst—

verständlich aufdrängen, daß der Kläger auch eine entsprechende

Versorgung für die Zeit vor Dezember 1971 begehrte. Dies stellte

er schon mit Schreiben vom 9. Juli 1979, also wenige Tage nach

der Rücknahme der Berufung im Verfahren L - U/V - 16/76 gegenüber

dem Versorgungsamt klar. Dementsprechend hätte die Verwaltung

aufklären müssen, ob auch die schädigungsbedingten Nierenstö-

rungen in jener Zeit bereits bestanden und inwieweit sie die MdE

beeinflußten.

Da die Verwaltung über den erweiterten Versorgungsanspruch le-

diglich ab Dezember 1971 entschied, also den in diesem Monat

gestellten Antrag nicht vollauf erledigte, wäre in dem jetzt an-
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hängigen Verfahren zu prüfen gewesen, ob die Voraussetzungen der

weiteren Leistungen schon vorher bestanden. Das hat der Beklagte

unterlassen.

Für die gebotene Entscheidung besteht eine günstigere Rechtslage

als nach % HO KOV-VfG aF. Der Kläger kann nun auf verschiedenen

rechtlichen Wegen eine Sachentscheidung erlangen.

Bezüglich des Nierenleidens könnten rechtsverbindliche negative

Entscheidungen für die Zeit bis 1971 angenommen werden. Dann wäre

das am 1. Januar 1981 in Kraft getretene SGB X anzuwenden, ob—

gleich der Bescheid vom 31. Juli 1979 und der Widerspruchsbe-

scheid vom 22. Januar 1980 vor diesem Zeitpunkt ergangen sind;

dieses Verfahren wäre aber noch im Sinne der Übergangsvorschrif—

ten anhängig (Art II 5 37 Abs 1, 5 NO Abs 1 Satz 1 und Abs 2

SGB X; BSG Großer Senat 15. Dezember 1982
- GS 2/80). Die

Rechtsfolgen bestimmten sich dann nach 5 “U SGB X. Davon ist das

Sozialgericht zutreffend ausgegangen, hat allerdings die Vor—

schrift nicht konsequent beachtet. Die Voraussetzungen für eine

Rücknahme der bis 1971 rechtsverbindlich gewordenen Bescheide,

insbesondere des Bescheides vom 16. Juni 196“, des Wider-

spruchsbescheides vom 28. September 196“, des Ausführungsbe—

scheides vom 7. Juni 1966 mit dem zugrundeliegenden Anerkennt—

nis, wodurch der zuerkannte Versorgungsanspruch auf andere Leiden

als den Nierenschaden beschränkt blieb, könnten nach 5 AN Abs 1

SGB X gegeben sein. In den bezeichneten Verwaltungsakten aner—

kannte der Beklagte nicht die Gesundheitsstörungen im Nierenbe-

reich des Klägers als Schädigungsfolgen und berücksichtigte diese
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nicht bei der Bemessung der MdE. Beim Erlaß dieser Bescheide ging

die Verwaltung vielmehr von dem Sachverhalt aus, daß die aus—

drücklich aufgeführten Gesundheitsstörungen die einzigen Folgen

schädigender Einwirkungen im Sinne des 5 1 BVG seien. Das war

möglicherweise unrichtig. Infolgedessen hätte der Beklagte die

Vorschriften der SS 1 und 30 BVG unrichtig angewandt.

Die Berichtigung hätte nach 8 MM Abs U SGB X zur Folge, daß dem

Kläger die vorenthaltene Leistung, die durch das Nierenleiden

bestimmt würde, bis zu vier Jahren vor dem Jahr des Antrages auf

eine Zugunstenentscheidung (1971) zu erbringen wären.

Falls aber davon auszugehen wäre, daß der Beklagte durch die vor

1971 erlassenen Bescheide noch keine Versorgung wegen

Gesundheitsstörungen im Nierenbereich ausgeschlossen hätte, käme

ein Ergänzungsbescheid mit einer erstmaligen Entscheidung für die

vorausgegangenen vier Jahre in Betracht (Urteil des erkennenden

Senats vom 5. April 197ü - 9 RV 352/73). Dann wäre im Ergebnis

die Rechtslage für den Kläger entsprechend seinem Begehren nicht

anders. Ihm wäre ebenfalls aufgrund eines Rechtsanspruches die

erweiterte Versorgung antragsgemäß für weitere vier Jahre zuzu—

erkennen, sofern das LSG die erforderlichen tatsächlichen Vor—

aussetzungen feststellt.

Den dafür erforderlichen Antrag (5 1 Abs 1, 5 60 Abs 1 Satz 1 und

2 BVG aF, 5 60 Abs 1 und 2 BVG idF seit dem Ersten

Neuordnungsgesetz) hatte der Kläger wiederholt gestellt, seit er

nierenkrank ist. Sein Begehren richtete sich in den verschiedenen
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Verwaltungsverfahren jeweils auf alle Leistungen, die ihm nach

der Sachlage zustanden; es war nicht auf Versorgung wegen der

ausdrücklich genannten Gesundheitsstörungen beschränkt. Das ist

bereits dargelegt werden. Immerhin wies der Kläger in der

Vorgeschichte für das Gutachten vom 2. Mai 196“ sowie zur

Begründung seines Widerspruches gegen den Bescheid vom 16. Juni

196H ausdrücklich auf Dr. M. hin, der - ebenso wie schon

1956 Gießener Klinikärzte — den Verdacht auf einen Morbus Boeck

geäußert hatte. Damit gab er dem Beklagten einen fachlichen

Hinweis für die erstrebte Aufklärung.

Soweit die Verwaltung über einen Versorgungsanspruch wegen des

Nierenleidens noch nicht entschieden hat, sind die früheren

Anträge auch nicht erledigt oder "verbraucht" (vgl dazu zB BSG

SozR 3900 5 MO Nr 12; BSGE 50, 227, 230 : SozR 5070 $ 10 Nr 14).

Gleiches gilt, sofern die früheren Entscheidungen zurückzunehmen

sind.

Ein erweiterter Versorgungsanspruch für die Zeit vor Dezember

1971 ist nicht allein durch eine Verwirkung schlechthin

ausgeschlossen. Die Verwaltung konnte vor dieser Zeit angesichts

der Sachlage nicht darauf vertrauen, der Kläger werde den erst

verspätet entdeckten Anspruch nicht geltend machen (vgl dazu zB

BSG SozR 3900 5 H7 Nr 3; BSGE H7, 1gu, 196 : SozR 2200 5 1399

Nr 11; BSGE 50, 227, 230; BSGE 51, 260, 262 : SozR 2200 $ 730

Nr 2).
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Das LSG hat auch über die Kosten des Revisionsverfahrens zu

entscheiden.
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